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zember 2011 sieht da derzeit keine reale 
Möglichkeit: „Die wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Entwicklung werden 
ebenso wie das Staatshandeln und die 
Politik entscheidend von den Interessen 
des Kapitals bestimmt.“ (Präambel) 

Einige Bundesminister der LINKEN 
würden daran überhaupt nichts ändern. 
Sie wären eingebunden in ein Regie-
rungssystem, dem Opposition wesens-
fremd ist, dessen Markenzeichen die 
Fortsetzung des Neoliberalismus und 
der Kriegsführung in aller Welt ist. Eine 
Teilnahme an der Bundesregierung wür-
de das Unternehmen DIE LINKE zehn 
Jahre nach ihrer Konstituierung als op-
positionelle Kraft, als wichtiger Teil von 
Gegenmacht beenden. Die abhängig 
Arbeitenden, die linken sozialen, an-
timilitaristischen und politischen Be-
wegungen hätten im Bundestag keine 
Stimme mehr. 

Machtpolitische 
Gegebenheiten werden 
ignoriert

Es gibt in der LINKEN zum einen eine 
Praxis des Mitregierens in den Bundes-
ländern, die die Partei in den bürgerlichen 
Politikbetrieb einordnet. Sie wird dabei 
unweigerlich zur Vollstreckerin neolibera-
ler Politik. Die Interessen der beteiligten 
Politiker*innen verbinden sich mit den In-
teressen der ökonomisch Herrschenden. 
Zum anderen gibt es nach wie vor einen 
von der LINKEN getragenen Widerstand 
gegen die neoliberale Politik, gegen NATO 
und Auslandseinsätze der Bundeswehr. 
Diese Sowohl-als-auch-Politik, flankiert 
von einem Verständnis des „sozialisti-
schen Pluralismus“ als politische Belie-
bigkeit, unterminiert Glaubwürdigkeit 
und den Anspruch der Partei, eine sozi-
alistische Prinzipienpartei zu sein. Grund-
satzfragen linker Politik und Strategie wie 
die Regierungsfrage und in ihrem Zusam-
menhang die Machtfrage bleiben unklar 
und ungeklärt. 

Weder die Diskussion über rote Hal-
telinien, die bei Regierungsbeteiligungen 
einzuhalten sind, noch der an sich rich-
tige Hinweis, dass im Falle einer Regie-
rungsbeteiligung die „Chance“ bestehen 
muss, „linke Politik zu machen“,19 haben 
der LINKEN geholfen, hinsichtlich der Re-
gierungsfrage eine überzeugende Positi-
on zu entwickeln. Die „Chance“ linker Po-
litik in der Regierung ist eine strukturelle 

19 Sahra Wagenknecht, Linke Politik statt 
„Rot-Rot-Grün“, in: Thies Gleiss, Inge Höger, Lucy Red-
ler, Sascha Stanicic, Die Linke und das Regieren, a. a. O., 
S. 214.

Frage und keine Willensfrage. Sie ist der-
zeit nicht gegeben, was eine konkrete La-
geanalyse der gegebenen Klassenmacht-
verhältnisse in Deutschland verlangt. 

Erstens: Die derzeitige politische 
Situation ist gekennzeichnet von einer 
stabilen hegemonialen Herrschaftskon-
stellation zu Gunsten des Kapitals20 und 
einer fortdauernden neoliberalen Kapi-
taloffensive. 

Seit Ende der siebziger Jahre haben 
es die Lohnabhängigen wie auch die 
Linken mit einer Offensive des Kapi-
tals im Zeichen neoliberaler Politik zu 
tun. Diese Offensive ist machtpolitisch 
abgesichert. Selbst als die neoliberale 
Ideologie des Marktradikalismus vor 
etwa zehn Jahren ihre Überzeugungs-
kraft (bzw. ihre Hegemonie) im öffent-
lichen Bewusstsein verlor, war der 
Neoliberalismus machtpolitisch keines-
wegs am Ende. Er wird ungebrochen 
fortgesetzt, gestützt nicht zuletzt auf 
ein neoliberales Kartell der Parlaments-
parteien. Die LINKE steht vor der Ent-
scheidung, entweder diese Offensive 
mitzutragen oder aber Operationsbasis 
des gesellschaftlichen Widerstandes zu 
sein, in den Parlamenten wie außerhalb. 

Zweitens: Machtpolitische Grund-
lage linker Politik sind die Interessen 
der Lohnabhängigen. Wenn die LINKE 
dies negiert, verdient sie diesen Namen 
nicht.

Linke Politik hat die Aufgabe, die 
gesellschaftlichen und politischen Kräf-
teverhältnisse zu verändern, die Samm-
lung der politischen Kräfte, die für die 
Interessen der Lohnabhängigen kämp-
fen, voran zu bringen. Sie hat in diesem 
Sinne die Machtfrage als Entwicklung 
von politischer, gewerkschaftlicher 
und geistig-kultureller Gegenmacht zu 
stellen, über die gegebenen Zustände 
aufzuklären, Abwehrkämpfe gegen die 
jeweiligen Projekte neoliberaler Politik 
zu organisieren, den Kampf um konkre-
te Verbesserungen in den Parlamenten, 
auf der Straße und in den Betrieben zu 
führen. Mitregieren ist ein Irrweg, weil 
sie DIE LINKE als Linke entmachtet. 

Drittens: Bestandteil neoliberaler 
Politik ist ein Illusionstheater um die 
Möglichkeiten der parlamentarischen 
Demokratie, „Macht auf Zeit“ zu ver-
geben. Politiker der LINKEN beteiligen 
sich an diesem Theater, wenn sie mei-
nen, die Machtfrage zu stellen hieße in 
die Regierung zu gehen.

20 Frank Deppe, Widerstand, soziale Bewegun-
gen und Gewerkschaften im Kapitalismus der Gegen-
wart, Zeitschrift für Marxistische Erneuerung, Z., Nr. 61, 
2005, S. 10.

Wenn Politiker der LINKEN sich zehn 
Jahre nach der Konstituierung der Par-
tei auf ein Mitregieren im Bund einlas-
sen sollten, dann „erobern“ sie unter 
den gegebenen Kräfteverhältnissen 
nicht „ein Stück Macht“, sondern sie 
vollziehen den Brückenschlag zu den 
Regierenden und zur neoliberalen Po-
litik, werden zum Bestandteil und zur 
Reserve des Herrschaftssystems. Mit-
regieren wird zur Integrationsfalle, kon-
terkariert den Kampf um Gegenmacht.

Viertens: Die neoliberale Politik kann 
nicht einfach abgewählt werden, sondern 
muss in länger andauernden geschichtli-
chen Kämpfen um „Reform und Revolu-
tion“ gestoppt und bezwungen werden. 
Dabei spielen Wahlkämpfe eine wichtige, 
aber in der Regel eine begrenzte Rolle. 

Dies kann dann als sozialistische Trans-
formationsstrategie verstanden werden, 
wenn damit der Ausbau von Gegenmacht 
und die Bereitschaft zum Bruch mit der 
Macht des Kapitals gemeint ist. Wahlen 
sind im Unterschied zu ihrer Verklärung 
in der offiziellen Ideologie der Bundesre-
publik nicht Quelle der politischen Macht 
des Volkes in der „Parteiendemokratie“. 
Sie sind ein Stimmungsbarometer für die 
Bereitschaft zur Gegenwehr. Aber in ers-
ter Linie sind sie eine Methode, mittels 
derer die Bundesregierung als geschäfts-
führender Ausschuss der Kapitalisten-
klasse gebildet wird: von miteinander 
konkurrierenden Eliten aus den etablier-
ten Parteien. Die Regierung ist die Spitze 
des Staates und des Herrschaftssystems. 
Der Staat ist „lediglich ein vorgeschobe-
ner Schützengraben, hinter dem eine 
Kette von Befestigungswerken und Kase-
matten“21 liegt. Es existiert eine aus dem 
Widerspruch zwischen den Eigentümern 
der Produktionsbedingungen und den Ei-
gentümern von bloßer Arbeitskraft hervor 
wachsende Herrschaftsstruktur (in den 
USA als „power structure“ oder „invisible 
government“ bezeichnet), ein Macht- und 
Rechtssystem, das dafür sorgt, dass auch 
eine Regierung mit linken Ministern vom 
Weg, die Interessen der Konzerne und 
Banken durchzusetzen, nicht abweicht.  

21 Antonio Gramcsi, Politischer Kampf und 
militärische Auseinandersetzung, Aufzeichnung aus dem 
Jahre 1930 bis 1934, in: Antonio Gramsci, Zur Politik, Ge-
schichte und Kultur, Leipzig 1980, S. 273.
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Nach Goldschätzen graben, 
Regenwürmer finden 

Kapitalismus 
bedeutet Krieg, 
Umweltzerstörung 
und Armut

Das Gründungsdokument der AKL, 
in mittlerweile vierter Auflage. 

Eine Analyse der tiefgehenden Krise 
des Kapitalismus und einer EU, in der 
statt des Versprechens einer Grenzen-
losen Freiheit Faschismus und Natio-
nalisms gedeihen. Als Alternative wird 
eine sozialistische Gesellschaft, aber 
auch der Weg dahin dargestellt: Eine 
LINKE, die in außerparlamentarischen 
Bewegungen zu hause ist und in Stadt-
teilen und Betrieben verankert. 
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Für eine kämpferische 
Kommunalpolitik

Sammelband zur Debatte um eine 
linke Kommunalpolitik auf dem Bielefel-
der LINKE-Parteitag im Juli 2015. 

Wie kann auf Kommunaler Ebene Wi-
derstand gegen Sparpolitik organisiert 
werden, wie kommt man gegen soge-
nannte Sachzwänge an? Wie können 
Kommunen finanziell bessergestellt 
werden?

Außerdem dokumentiert: Eine Rede 
von Claus Ludwig auf dem Bielefelder LIN-
KE-Bundesparteitag zur Kommunalpolitik. 

26 Seiten
Erhältlich über:
info@antikapitalistische-linke.de

Lesehinweise

Sollen sozialistische Parteien Koaliti-
onen mit Sozialdemokraten und Grünen 
eingehen? Und wenn ja, unter welchen 
Bedingungen? Oder sollen Regierungs-
ämter nur übernommen werden, wenn 
sie zum Sturz des kapitalistischen Sys-
tems eingesetzt werden können? Oder 
auch gar nicht? 

Mit Beiträgen von Özlem Demirel, Syl-
via Gabelmann, Thies Gleiss, Inge Höger, 
Ekkehard Lieberam, Lucy Redler, Bernd 
Riexinger, Sahra Wagenknecht und Janine 
Wissler. Erschienen im PapyRossa Verlag.
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